
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus/Chóśebuz 

 _________________________________________________________________________________  

Seite 1 von 6 

Beschlussvorlage: I.1-008/25 StVV 

Geschäftsbereich/Dezernat Geschäftsbereich I - Finanzmanagement, 
Wirtschaftsentwicklung & Soziales 

Fachbereich Dezernat I.1 für Soziales, Jugend, Bildung & Integration 

Beratungsgegenstand: 

Zusammenführung der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche nach SGB VIII und SGB 
IX unter das Dach des FB 51 Jugend 

Beschlussvorschlag: 

Die Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendlichen mit einer (drohenden) Behinderung nach 
SGB VIII und SGB IX wird ab dem 01.01.2026 in ein Team im Fachbereich 51 Jugend 
zusammengeführt.  
 
 

 
 
 
 
_________________ 
     Tobias Schick 
     Oberbürgermeister 
 

 

Beratungsergebnis des HA/der StVV: Beschluss-Nr.:        

 einstimmig  mit Stimmenmehrheit Tagung am:       TOP:       

 Anzahl der Ja-Stimmen:     

 laut Beschlussvorschlag Anzahl der Nein-Stimmen:     

 mit Veränderungen (siehe Niederschrift) Anzahl der Stimmenthaltungen:     
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Problembeschreibung/Begründung: 

1. Ausgangslage  

Die Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit einer (drohenden) Behinderung wird 

in Abhängigkeit von der Art der Behinderung entweder durch das Jugendamt (FB 51) als 

Träger der Jugendhilfe nach SGB VIII oder das Sozialamt (FB 50) als Träger der 

Eingliederungshilfe nach SGB IX gewährt. Dadurch kommt es in der Praxis immer wieder zu 

unterschiedlichen Auffassungen hinsichtlich der sachlichen Zuständigkeit. Die Klärung in 

diesen Fällen ist mitunter recht zeitaufwändig und verzögert die Antragsbearbeitung und 

damit die Hilfegewährung.  

 

Mit dem Inkrafttreten des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) am 10.06.2021 hat 

der Gesetzgeber, vorbehaltlich eines Bundesgesetzes auf Grundlage einer prospektiven 

Gesetzesevaluation, seine Absicht formuliert, dass Leistungen für junge Menschen mit einer 

(drohenden) Behinderung ab dem 01.01.2028 vorrangig vom Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe gewährt werden sollen (§ 10 SGB VIII in der Fassung ab 01.01.2028) – 

sogenannte Große Lösung.  

 

Das Brandenburgische Kinder und Jugendgesetz (BbgKJG), welches am 01.08.2024 als 

Ausführungsgesetz des SGB VIII in Kraft getreten ist, eröffnet den Kommunen über den § 47 

BbgKJG ab 2025 die Möglichkeit, das Jugendamt funktional für alle 

Eingliederungshilfeleistungen für junge Menschen mit (drohender) Behinderung zuständig zu 

erklären. Dies geschieht auf Antrag des Hauptverwaltungsbeamten nach vorheriger 

Anhörung des Jugendhilfeausschusses und der jeweiligen für die Belange von Menschen mit 

Behinderungen beauftragten Personen durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung.  

 

Das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg (MBJS) hat im 

vergangenen Jahr das Modellvorhaben der Stadt Cottbus zur Übernahme der Zuständigkeit 

für Teilhabeleistungen für Kinder und Jugendliche mit (drohender) Behinderung durch das 

Jugendamt anteilig durch die Bezuschussung der Personalkosten der Projektkoordination 

gefördert. Die Förderung erfolgte als Projektförderung und sollte es Kommunen in 

Brandenburg ermöglichen, modellhaft Umsetzungsmöglichkeiten für eine inklusive Kinder- 

und Jugendhilfe zu erproben, bevor die ab 2028 in Aussicht gestellten bundesrechtlichen 

Regelungen in Kraft treten. 

 

Die zusätzlich zu beteiligenden Personen, Service- und Fachbereiche (FB 10, FB 23, 

Servicebereich 11, Beauftragter für die Belange von Menschen mit Behinderung, 

Personalrat) zur Umsetzung des Modellvorhabens wurden in einer gemeinsamen 

Auftaktveranstaltung am 13.03.2025 über das Modellvorhaben informiert. Es sind zwei 

weitere Treffen in diesem Jahr geplant. 
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2. Ziel 

Ziel ist die Gründung eines neuen Teams innerhalb des Jugendamtes, welches Beratung, 

Antragstellung, Hilfeplanung, Leistungsgewährung, Zahlung und Kostenheranziehung für alle 

Kinder und Jugendliche – unabhängig von der Art der (drohenden) Behinderung – umsetzt.  

 

Leistungsberechtigte haben dann nur noch eine Anlaufstelle. Die bislang mitunter recht 

zeitaufwändige Zuständigkeitsklärung zwischen dem FB 51 Jugend als Träger der Jugendhilfe 

und dem FB 50 Soziales als Träger der Eingliederungshilfe entfällt. Anträge werden zeitnah 

bearbeitet und es wird gemeinsam über geeignete Hilfen entschieden. Hilfen können ohne 

unnötigen Zeitverzug wirken. 

 

Hierfür gilt es die derzeit noch sehr unterschiedlichen Prozesse, Abläufe, Dokumente, 

Qualitätsstandards, Fachanwendungen sowie Stellenbeschreibungen so weit wie möglich 

anzugleichen bzw. zu vereinheitlichen. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, die Mitarbeitenden im jeweils anderen Rechtskreis 

fortzubilden, mit dem Ziel, einheitliche fachliche Standards in der Arbeit zu gewährleisten. 

Alle Mitarbeitenden sollen in der Lage sein, sowohl Anträge auf Eingliederungshilfe nach SGB 

VIII als auch nach SGB IX zu bearbeiten. 

 

3. Lösung & Vorgehensweise 

Seit Mitte 2024 arbeiten die Führungskräfte der beiden verantwortlichen Fachbereiche (FB 

50, FB 51) sowie die Verfahrenslotsen in regelmäßigen Sitzungen innerhalb einer 

Steuerungsgruppe an den vorbereitenden Maßnahmen zur Gründung eines „Teams 

Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche“ (Arbeitstitel) innerhalb des FB 51 Jugend. 

Hier erfolgt die Klärung von Rahmenbedingungen (personell, prozessual, technisch, 

räumlich), die Festlegung von Aufgaben der Arbeitsgruppe sowie die Reflektion und 

Entscheidung zu Ergebnissen bzw. Vorschlägen aus der Arbeitsgruppe. 

 

Die Mitarbeitenden auf Ebene der Sozialarbeiter und Sachbearbeiter der beiden 

Fachbereiche treffen sich, nach einer Auftaktveranstaltung im Oktober 2024, seit Beginn 

diesen Jahres monatlich unter Moderation der Fachstelle Inklusive Kinder- und Jugendhilfe 

der Kooperation in Brandenburg gGmbH (kobra.net) in einer Arbeitsgruppe. Gemeinsam 

erarbeiten sie Verfahren, Abläufen, Dokumente etc. für das neue Team. 

 

Die Ergebnisse aus der Steuerungsgruppe und der Arbeitsgruppe fließen in ein 

Gesamtkonzept ein, welches stetig fortgeschrieben wird. 

 

Es ist geplant, dass die Mitarbeitenden zum 01.01.2026 in einem Team zur 

Aufgabenerfüllung unter einer Leitung zusammenarbeiten und zusammensitzen, so dass 

ein Wechsel des Arbeitsplatzes voraussichtlich für alle oder einen Teil der Mitarbeitenden 
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notwendig wird. Das neue Team wird nach jetziger Ausrichtung dem FB 51 Jugend 

angegliedert und setzt sich zusammen aus: 

1 Teamleitung FB 51 Jugend  

4 Mitarbeitende des FB 50 Soziales (Team EGH/Kinder) 

6 Sozialarbeitende des FB 51 Jugend (Team EGH/Eingliederungshilfe) 

2 Mitarbeitende aus dem Team Haushalt/Wirtschaftliche Jugendhilfe des FB 51 Jugend, die 

dem neuen Team als Sachbearbeiter/innen zugeordnet werden. 

 

Für die erforderliche Ergänzungsausstattung der Mitarbeitenden mit Mobiliar und Technik 

stehen die unten genannten Projektmittel in Höhe von 35.000 € im Haushaltsjahr 2025 zur 

Verfügung. 

 
 

  

Finanzielle Auswirkung 

1. Gesamtkosten 

35.000,00 € 

 

2. Sicherstellung der Finanzierung 

Das MBJS hat 2024 für die Projektkoordination anteilig die Personalkosten der Teamleitung 
Eingliederungshilfe (EGH)/Projektmanagerin Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) für 6 
Monate gefördert. Die Personalkosten der Mitarbeitenden waren im Haushalt der Stadt 
geplant. 

 
Es wurde sich darauf verständigt, die Mittel für die Ausstattung des neuen Teams zu 
verwenden. Die Übertragung der Mittel nach 2025 ist bereits erfolgt. 

 

3. Folgekosten 

Ca. 1.000 € für Handy-, Tablet- und Telefongebühren 

_____________ 
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1. Haushaltsmäßige Auswirkungen auf den Ergebnis-/Finanzhaushalt:  Ja  Nein 

Ergebnishaushalt: Produkt/Sachkonto 

Erträge:       

Aufwand:       

Finanzhaushalt: Produkt/Sachkonto 

Einzahlungen:       

Auszahlungen: 35.000,00 €   

       

2. Deckung der Aufwendungen/Auszahlungen: 

Ergebnishaushalt: Produkt/Sachkonto 

Erträge:       

Aufwand:       

Finanzhaushalt: Produkt/Sachkonto 

Einzahlungen:       

Auszahlungen: 36304001.2 - 0911000/7831000 

 
 

Stellungnahme der Fachbereiche 

Anlage 1: Stellungnahme Herr Dr. Franzke, Beauftragter für die Belange von Menschen mit 
Behinderung   
 

 

Beratungsfolge Termin Status Zuständigkeit 
 
Jugendhilfeausschuss 06.05.2025 öffentlich Kenntnisnahme 
 
Ausschuss für Soziales, 
Gesundheit und Rechte für 
Minderheiten 

07.05.2025 öffentlich Vorberatung 

 
Hauptausschuss 21.05.2025 öffentlich Vorberatung 
 
Stadtverordnetenversammlung 28.05.2025 öffentlich Entscheidung 
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Ortsbeiräte: 
 

☐ OBR Branitz ☐ OBR Dissenchen/Schlichow ☐ OBR Döbbrick/Maiberg 

☐ OBR Gallinchen ☐ OBR Groß Gaglow ☐ OBR Kahren 

☐ OBR Kiekebusch ☐ OBR Merzdorf ☐ OBR Saspow 

☐ OBR Sielow ☐ OBR Skadow ☐ OBR Willmersdorf 
 
 
Bürgervereine: 
 

☐ Mitte ☐ Sandow ☐ Spremberger Vorstadt 

☐ Madlow / Sachsendorf ☐ Ströbitz ☐ Schmellwitz 
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